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Beklagte und Revisionsklägerino

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 470 April 1970 durch

Senatspräsident Dr() L a n g k e i t
— Vorsitzender —„

Bundesrichter Dr° K r e b s „
Bundesrichter Sehroeder—Printzen,

Bundessozialrichter R ü b s t e e k und

Bundessozialrichter R e i m e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Inndessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

25° September 4969 wird zurückgewiesen„

“Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen
Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten()
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Die Klägerin und ihre Ehemann sind versicherungspflichtige
Mitglieder der beklagten Krankenkasse. Nach dem Tode ihres

gemeinsamen Kindes G, am 40. Juni 1967 erhoben beide

Eheleute Anspruch auf Familiensterbegeld. Die Beklagte be—

friedigte den Anspruch des Ehemannes und lehnte mit Be—

scheid vom 4. August 1967 und Widerspruchsbescheid vom
29. November 1967 den Anspruch der Klägerin ab, weil eine

Doppelzahlung von Familiensterbegeld im Gesetz nicht vorge—
sehen sei und im übrigen auch den Grundsätzen der Familien—

hilfe widerspreche.

Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegeben und die
Berufung zugelassen. Das Landessozialgericht (LSG) hat die

Berufung der Beklagten zurückgewiesen° Zur Begründung hat

es ausgeführt: Die Voraussetzungen des 5 205 b der Reichs—

versicherungsordnung (EVO) seien in der Person der Klägerin

erfüllt. Ein Verbot des Doppelbozuges von Sterbegeld aus
dem Krankenversicherungsverhältnis beider Elternteile

lasse sich weder aus dem Wo■iaut noch aus dem Sinne des

5 205 b EVO folgern. Es könne auch nicht aus einer ent—
sprechenden Anwendung der 55 205 Abs. 4, 205 Abs. 8 EVO
(in der bis zum Finanzänderungsgesetz 4967 geltenden

Fassung) hergeleitet werden. Denn % 205 b RVO gewähre das

Sterbegeld ohne Rücksicht auf eine etwaige Unterhaltsver—

pflichtung des Versicherten. Dieser Vorschrift fehle der

Subsidiaritätscharakter der 55 205, 205 a RVG. Außerdem

rechtfertige der Umstand, daß bei der Beratung des Ge—

setzes über die Krankenversicherung der Rentner eine Vor—

schrift, die den Doppelbezug von Familiensterbegeld ausdrück—

lich ausschließe, unberücksichtigt geblieben sei, die An—

nahme, daß die unterschiedliche Regelung bewußt getroffen

worden sei. Maßgebend hierfür könnte die Überlegung des
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Gesetzgebers gewesen sein? daß das Familiensterbegeld auf die

1Hälfte des satzungsmäßigen Mitgliedersterbegeldes beschränkt

sei und somit die tatsächlich entstehenden Aufwendungen regel—

mäßig nur zur Hälfte decken dürfte° Das LSG hat die Revision

zugelasseno

Die Beklagte hat gegen das Urteil Revision eingelegt°

Sie trägt vor: Die Familienhilfe sei als einheitlicher9 nach

gleichen rechtlichen Gesichtspunkten geordneter Leistungszweig

der gesetzlichen Krankenvérsicherung anzusehen° Zweck der

Familienhilfe sei es? nur diejenigen Familienangehörige in den

Schutz der gesetzlichen Krankenversicherung einzubeziehen‚ die

nicht schon anderweitig wegen der gleichen Erkrankung einen ge—

setzlichen Anspruch hätten° Es müsse auf die Art des Leistungs—

grundes und auf das Bedürfnis nach einem Ausgleich Bedacht ge—

nommen werden? nicht aber Ansprüche zuerkannt werden? die über

den begründeten Anlaß der Leistung hinausgingen° Daß bei der
Beratung des Gesetzes keine ausdrückliche Vorschrift7 die Doppel-

bezüge ausschliéßev angenommen worden sei‚ sei eine politische

Erklärung„ habe aber keine rechtsbegründenden Auswirkungeno Eine

am Wortlaut des 5 205 b RVG haftende Auslegung würde schließlich
dazu führen? daß nicht nur Doppelansprüche, sondern noch weitere

Ansprüche auf Familiensterbegeld begründet werden könnten° Eine

Häufung von solchen Leistungsanspruchen widerspreche dem Prinzip

der sozialen Krankenversicherung°

Die Beklagte beantragt‚

die Urteile des LSG Nordrhein—Westfalen

vom 25° September 4969 und des SG Düsseldorf

vom 8° November 4968 aufzuheben und die Klage

abzuweisen°

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht vertreten„

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche Ver—
handlung einverstanden°
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Die Revision ist nicht begründet°

Nach 5 205 b RVG erhält der Versicherte beim Tode des

Ehegatten oder eines lebend geborenen Kindes „eco Sterbe—

geld in Höhe des halben satzungsmäßigen Mitgliedersterbe—

geldes‚ mindestens jedoch 507— DM; es ist um den Betrag

des Sterbegeldes zu kürzen, auf das der Verstorbene selbst

gesetzlich versichert war° Diese Vorschrift enthält keine

Einschränkung wie 5 205 Abs° 4 oder 205 a Abso 8 BVG
_(in der bis zum Finanzänderungsgesetz 4967 vom 24° Dezember

4967 —BGBl I 8° 4259— geltenden Fassung) bzw„ wie 5 205 a
Abs° 4 Satz 2 RVG in der Fassung des Arto 4 5 4 Nr° ? des
Finanzänderungsgesetzes 4967‚ wonach die Familienkranken—

pflege und Familienwochenhilfe bzw° —Mutterschaftshilfe nur

einmal gewährt werden° Wenn aber bei zwei Leistungsarten

der Familienhilfe9 die in unmittelbarem Zusammenhang mit

dem Familiensterbegeld behandelt sind? das Zusammentreffen
mehrerer Leistungen in dem Sinne geregelt ist? daß nur ein

Anspruch besteht‚ so kann nicht angenommen werden? daß

eine derartige Beschränkung bei der dritten Leistungsart9

dem Familiensterbegeld? versehentlich unterblieben ist°

Die Schlußfolgernhg ist schon deshalb nicht gerechtfertigt‚

weil diese Frage anläßlich der Beratung über die Neufassung
des 5 205 b RVO durch Art° 4 Nr° 44 des Gesetzes über die

Krankenversicherung der Rentner vom 42; Juni 4956 (BGBl I

500) behandelt worden ist° Das RVA hatte bereits in seiner

GB 5695 vom 24° November 4929 (AN 4950‚ 466) die mehrfache
Gewährung von Familiensterbegeld als zulässig vorausgesetzt

und lediglich eine Satzungsbestimmung für das damals noch

als Mehrleistung gewährte Familiensterbegeld für möglich

angesehen‚ daß das Familiensterbegeld bei mehrfach begrün—

deten Ansprüchen nur einmal zu gewähren sei° Nachdem das

Familiensterbegeld in der britischen Besatzungszone durch

...5...
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Nr, 5 der SVA Nro 50 vom 50 Dezember 4947 (Arb°Blo B°Z° 4947

8° 425) zu einer Regelleistung umgewandelt worden war? hat der

Bundesminister für Arbeit mit Bescheid vom 45„ Februar 1950

(BAB1 49509 85) zuxhr im Wortlaut mit dem jetzigen Gesetzes—

text im wesentlichen übereinstimmenden Fassung des S 205 b RVO aoF°

ebenfalls die Auffassung vertreten9 daß ein Anspruch auf Familien—
sterbegeld mehrfach gegeben sei° Offenbar im Hinblick auf diese

Vorgeschichte ist bei der schon genannten Beratung zur Neufassung

des 5 205 b EVO die Meinung vertreten worden? der Ausschluß

des Mehrfachbezugs von Familiensterbegeld bedürfe' der ausdrück—

lichen Regelung; entsprechende Anträge sind jedoch nicht in das

Gesetz aufgenommen worden (vgl„ PetersJ Handbuch der Krankenver—

sicherung? @ 205 b EVO Anm° 2 So 17/650)° Vielmehr ist in 5 205 b

Satz 2 EVO nur das Zusammentreffen eines Anspruchs auf Familien—

sterbegeld mit dem auf Mitgliedersterbegeld geregelt (Anrechnung

des Mitgliedersterbegeldes auf das Familiensterbegeld)o Diese

Regelung ist damit abschließend für das Zusammentreffen von An—

sPrüchen aus einem Sterbefall„ Unter diesen Umständen ist kein

Raum für eine Auslegung im Sinne einer weiteren Leistungsein—

schränkung über die in 5 205 b Satz 2 RVO ausdrücklich geregelte
(ebenso Brackmann‚ Handbuch der Sozialversicherung7 Band II SO

424 a)°

Da das Familiensterbegeld auf die Hälfte des satzungsmäßigen Mit-

gliedersterbegeldes beschränkt ist (das selbst erfahrungsgemäß

häufig nicht für die Kosten einer Bestattung ausreicht)9 ist es
auch ausgeschlossen‚ daß die Zahlung des Familiensterbegeldes

an_beide Eltern des verstorbenen Kindes zu einer unberéchtigten
Bereicherung führt; vielmehr wird regelmäßig die Grenze der

Bedarfsdeckung nicht überschritten‚ worauf das LSG mit Recht

hingewiesen hat°

Die Entscheidung des Senats vom 28° März 1956 (BSG 5‚ 45) steht
dieser Auffassung nicht entgegen; Sie betrifft einen anderen
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Fall‚ nämlich das Zusammentreffen zweier Ansprüche eines

Versicherten auf Mitgliedersterbegeld°

Die Revision muß daher mit der Kostenfolge aus 5 495 SGG

zurückgewiesen werden°
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